
Neue Justiz 5/86 189

noch gelang es den amerikanischen Gewerkschaften in den 
60er und 70er Jahren, mit den von ihnen errungenen arbeits- 
und sozialrechtlichen Konzessionen der Verfügungsmacht der 
Unternehmer über die Arbeitsbedingungen der Werktätigen 
bestimmte Schranken zu setzen.

Konservative Deformation von Gewerkschaftsrechten 
seit Beginn der 80er Jahre

Mit dem Amtsantritt der Reagan-Administration wurde eine 
Wende in der Politik der herrschenden Kräfte in bezug auf 
die Gewerkschaften und die ihnen zugestandenen Rechte ein­
geleitet. Während ihre Klassenpolitik gegenüber den Gewerk­
schaften bis dahin noch hauptsächlich dadurch bestimmt war, 
diese Organisationen in das imperialistische Herrschafts­
system einzubinden und als Ordnungsfaktor auszunutzen, be­
vorzugen sie nunmehr die offene Konfrontation und greifen 
die gewerkschaftlichen Rechtspositionen massiv an. Bei dem 
gegen grundlegende gewerkschaftliche Betätigungs- und 
Kampfrechte gerichteten Angriff geht es um nicht weniger als 
den Versuch, die Gewerkschaften als gewichtige Kampforga­
nisationen der Arbeiterklasse aus dem gesellschaftlichen Le­
ben auszuschalten und damit den Monopolen freie Hand zu 
geben, ihre ökonomische Macht auf Kosten der Werktätigen 
in einer neuen Dimension zu entfalten. Die Schwächung der 
Gewerkschaften soll es der Regierung zugleich erleichtern, 
den Kurs eines rigorosen Abbaus sozialer Leistungen fort­
zuführen und die dadurch freiwerdenden Mittel zur finanziel­
len Absicherung ihres Programms der Hochrüstung und mi­
litärischen Konfrontation umzuverteilen.

Die antigewerkschaftliche Stoßrichtung der Regierungs­
politik ist Teil des Bemühens des imperialistischen Staates, 
sich aus der seit der Periode des New Deal anerkannten so­
zialpolitischen Verantwortung zur Gewährleistung eines so­
zialen Mindeststandards für die Werktätigen zurückzuziehen. 
Sie reflektiert damit die tiefe Krise der imperialistischen So­
zialpolitik als wichtiger Erscheinungsform des neuen Ab­
schnitts der allgemeinen Krise des kapitalistischen Systems. 
Sie bildet zugleich einen weiteren Schritt in der Richtung, 
Grundelemente der bürgerlichen Demokratie in Frage zu stel­
len und die Grenzen dieser Herrschaftsform des Kapitals 
deutlich werden zu lassen.7 8

Der gegen die Rechte der Gewerkschaften geführte An­
griff vollzieht sich gegenwärtig vor allem in dreifacher 
Weise, nämlich

erstens durch die Einengung des gewerkschaftlichen Hand­
lungsspielraums bei der Durchsetzung tariflicher Rechte und 
Leistungen;

zweitens durch staatliche und unternehmerische Ein­
griffe in das Streikrecht als das wichtigste Kampfrecht der 
Werktätigen gegenüber dem Kapital;

drittens durch global angelegte Versuche, die Gewerk­
schaften überhaupt aus den kapitalistischen Betrieben hin­
auszudrängen.

Einengung der tarifrechtlichen Handlungsmöglichkeiten 
der Gewerkschaften

ln ihrem Bemühen, die Gewerkschaften zur Mäßigung oder 
sogar zum Verzicht bei ihren tariflichen Forderungen zu ver­
anlassen, bedienen sich die Monopole derzeit vorzugsweise 
der Druckmittel, die ihnen auf Grund der grassierenden 
Massenarbeitslosigkeit in die Hand gegeben sind. Zu einer 
typischen Erscheinung ist es geworden, daß die Unterneh­
men versuchen, den Gewerkschaften bestimmte Rechte im 
Tausch gegen eine gewisse Zurückhaltung bei der Vernich­
tung von Arbeitsplätzen abzuhandeln; vielfach wird heute 
nicht mehr von „TarifVerhandlungen“ (collective bargaining), 
sondern von „Verhandlungen über Zugeständnisse“ (conces­
sion bargaining) gesprochen.

Die Unternehmen nutzen dabei die Tatsache, daß es der 
Reagan-Regierung trotz hochtrabender Versprechungen 
nicht gelungen ist, die Arbeitslosigkeit fühlbar zu reduzieren. 
Obwohl die Zahl der offiziell registrierten Arbeitslosen im 
Zusammenhang mit der zeitweiligen Wiederbelebung der 
amerikanischen Wirtschaft im Jahre 1984 um rund 20 Pro­
zent abnahm, unterschritt sie selbst in diesem konjunkturell 
günstigen Jahr nie die 8,5-Millionengrenze und war damit 
um mehr als 2,5 Millionen höher als im Vorkrisenjahr 1979. 
Unter Einschluß der etwa 1,5 Millionen „entmutigten“ Ar­
beitslosen, die die Suche nach einem Arbeitsplatz aufgegeben 
haben und in der amtlichen Statistik nicht mehr erscheinen, 
sind von der Arbeitslosigkeit rund 10 Millionen amerika­
nische Werktätige betroffen. Hinzu kommen mehrere Millio­
nen von Kurzarbeitern und solchen Werktätigen, die unfrei­
willig auf Teilzeitarbeit gesetzt worden sind.

Um möglichst weitgehende gewerkschaftliche Zugeständ­
nisse zu erreichen, werden die Tarifauseinandersetzungen 
von den Unternehmen mit wesentlich größerer Härte ge­
führt als in früheren Jahren. In der Regel drängen die Un­
ternehmen darauf, daß die Gewerkschaften einer weit unter 
der Inflationsrate liegenden Lohnanhebung oder sogar einem 
Lohnstopp zustimmen, wofür sie sich bereit finden, die 
Schließung von Betrieben zeitlich aufzuschieben.

In einem der ersten Tarifverträge dieser Art akzeptierte 
die Automobilarbeitergewerkschaft im Jahre 1982 gegenüber 
dem Ford-Konzern einen zweieinhalb jährigen Lohnstopp 
und eine neunmonatige Verschiebung des Inflationsaus­
gleichs, während sich der Konzern u. a. bereit erklärte, für 
zwei Jahre auf die Schließung von Betrieben zu verzichten 
und entlassenen Arbeitern mit einer mehr als fünfzehnjähri­
gen Betriebszugehörigkeit bis zum vollendeten 62. Lebensjahr 
50 Prozent ihres Grundlohns weiter zu zahlen.8 Diese Ver­
einbarung hinderte den Konzern allerdings nicht daran, den 
Prozeß des Gesundschrumpfens weiterzuführen und in den 
folgenden Jahren Tausende von Werktätigen auf die Straße 
zu setzen.

Oft versuchen die Unternehmen auch, in die Tarifverträge 
Lohndifferenzierungsklauseln aufzunehmen, wonach neu ein­
gestellte Arbeiter bei gleicher Arbeit einen geringeren Lohn 
erhalten als schon länger beschäftigte.

Die antisoziale Tarifpolitik der Monopole hat bereits zu 
beträchtlichen Lohneinbußen bei den Werktätigen geführt. 
Nach Untersuchungen der Kommunistischen Partei der USA 
enthielten 20 Prozent der von den Gewerkschaften in den 
Jahren 1982 und 1983 abgeschlossenen Tarifverträge Lohn­
stoppvorschriften und sogar 25 Prozent Bestimmungen über 
den Abbau von Lohnbestandteilen.9 Dies hat in nicht gerin­
gem Maße dazu beigetragen, daß die durchschnittlichen Real­
löhne der amerikanischen Werktätigen im Zeitraum von 1973 
bis 1984 um 12 Prozent gesunken sind.

Gleichzeitig sind die Monopole dazu übergegangen, die 
von ihnen übernommenen tarifrechtlichen Verpflichtungen 
nicht mehr in der vereinbarten Weise zu realisieren. Unter­
stützt durch die Entscheidungspraxis der Nationalen Arbeits­
behörde (National Labor Relations Board — NLRB) und der 
Gerichte werden tarifliche Leistungen vielfach nur verkürzt 
oder gar nicht gewährt. Als ein wirksames juristisches In­
strument erweist sich hierbei gerade in jüngerer Zeit die Ein­
leitung von Konkursverfahren.

In einer am 22. Februar 1984 getroffenen Grundsatzent­
scheidung des Obersten Gerichts10 wird festgestellt, daß ein 
in Konkurs gehendes Unternehmen berechtigt ist, sich ein­
seitig von allen oder einem Teil seiner tarifvertraglichen 
Verpflichtungen zu lösen. Dies ist deshalb von so erheblicher 
Tragweite, weil das amerikanische Konkursrecht es jedem 
Unternehmen (sowie auch rechtlich selbständigen Unterneh­
mensteilen) gestattet, beim zuständigen Bundesgericht einen 
„freiwilligen Konkurs“ zu beantragen. Nach dem Bankruptcy 
Code i. d. F. von 1978 muß dazu lediglich geltend gemacht 
werden, daß das unternehmerische Vermögen nicht ausreicht, 
um die bestehenden Verbindlichkeiten zu befriedigen. Nach 
Auffassung des Obersten Gerichts verliert der Tarifvertrag 
bereits mit der Antragstellung beim Konkursgericht seine 
Eigenschaft, zwangsweise durchsetzbar zu sein. Den Konkurs­
gerichten wird empfohlen, das unternehmerische Vorgehen 
immer dann abzusegnen, wenn sie dieses als für die Unter­
nehmenssanierung dienlich betrachten. Tarifliche Verpflich­
tungen gegenüber den Werktätigen seien grundsätzlich dem 
Anliegen unterzuordnen, dem Konkursschuldner die zur Sa­
nierung erforderliche „Beweglichkeit“ zu verschaffen.

Das Oberste Gericht setzt sich damit zugunsten der Unter­
nehmen über den National Labor Relations Act (Section 8) 
hinweg, der einseitige Beschränkungen tariflicher Rechte als 
Verstoß gegen das Arbeitsrecht qualifiziert. Es bietet den 
Unternehmen zugleich die Möglichkeit, die als „überflüssig“ 
angesehenen Werktätigen zu entlassen. Die Luftverkehrs­
gesellschaft Continental Airlines, die ein solches Verfahren 
im Jahre 1983 anwandte, entließ rund 12 000 Werktätige; le­
diglich 4 200 Beschäftigten wurden neue Arbeitsplätze ange-
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Für die Jahre 1980 und 1981 wurde errechnet, daß den Werktäti­
gen durch tariflichen Lohndruck der Monopole eine Lohnsumme 
von etwa 200 Milliarden Dollar verlorengegangen ist (vgl. Probleme 
des Friedens und des Sozialismus 1984, Heft 11, S. 1525).
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